
 

Satzung der Förderstiftung der Kaiserserwerther Diakonie – Stand 12.12.2025 – 

Satzung der Förderstiftung  
der Kaiserswerther Diakonie  



Präambel 

Aufgabe der Kaiserswerther Diakonie ist, die christliche Botschaft 
von der Liebe Gottes in die Tat umzusetzen und Nächstenliebe zu 
üben vor allem an kranken und behinderten Mitmenschen, aber 
auch an allen, die der Liebe und Zuwendung besonders bedürfen. 
Dabei spielt neben Seelsorge, Heilung, Pflege und Betreuung die 
Ausbildung von Fachkräften in den entsprechenden Berufsfeldern 
eine herausragende Rolle. Das geschieht in praktischer Ausübung 
christlicher Nächstenliebe im Sinne der Diakonie als Wesens- und 
Lebensäußerung der Evangelischen Kirche. 

Das Einwerben von Spenden und Fördermitteln war in der Kaisers-
werther Diakonie seit den Anfängen ihrer Geschichte unverzichtbar 
und hat wesentlich zu ihrer Entstehung und Entwicklung beigetragen. 
Die zunehmende Umwandlung der sozialen Sicherungssysteme und 
Sparmaßnahmen öffentlicher Geldgeber sind Herausforderungen, 
die neue Wege erfordern, um die Qualität der Arbeit der Kaisers-
werther Diakonie, die sich durch menschliche Zuwendung und  
menschenwürdiges Handeln auszeichnet, auch in Zukunft zu sichern. 

Ziel ist, durch eine Förderstiftung zusätzliche Einnahmen zu erwirt-
schaften, um die bestehende Arbeit zu erhalten, qualitativ zu ver-
bessern und auszuweiten. Darüber hinaus soll die Förderstiftung 
den traditionsreichen und guten Namen der Kaiserswerther Diakonie 
als attraktive „Marke“ festigen.  



§ 1  
Name, Sitz und Rechtsform 

1. Die Stiftung führt den Namen „Förderstiftung der Kaisers-
werther Diakonie“ und hat ihren Sitz in Düsseldorf. 

2. Sie ist eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des privaten  
Rechts im Sinne des bürgerlichen Rechts gemäß § 11 des  
Stiftungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 

§ 2  
Zweck und Aufgabe der Stiftung 

1. Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-
zige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnittes 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Der Zweck der Stiftung ist die finanzielle Förderung der  
Einrichtungen der Kaiserswerther Diakonie, insbesondere 

- in der Betreuung und Pflege von alten, kranken, behinderten, 
gefährdeten und hilfsbedürftigen Menschen 

- in der seelsorgerlichen Betreuung von alten, kranken,  
behinderten, gefährdeten und hilfsbedürftigen Menschen 

- durch Erziehung von Kindern und Jugendlichen und insbeson-
dere deren heilpädagogischen und psychiatrischen Betreuung 

- der Aus-, Fort- und Weiterbildung zu diakonischen, sozialen, 
medizinisch-pflegerischen und pädagogischen Berufen 

- die Erhaltung und Förderungen der Einrichtungen und Gebäude. 

3. Der Satzungszweck wird auch verwirklicht durch das planmä-
ßige Zusammenwirken i. S. d. § 57 Abs. 3 AO mit der Kaisers-
werther Diakonie, der Altenhilfe der Kaiserswerther Diakonie 
gGmbH, der fairDienst gGmbH der Kaiserswerther Diakonie, der 



Florence-Nightingale-Krankenhaus gGmbH, der Fliedner Fach-
hochschule gGmbH und der Fliedner-Kulturstiftung Kaisers-
werth, welche ebenfalls die Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 
AO erfüllen, indem an diese für deren steuerbegünstigte Zwe-
cke betriebsnotwendige Dienstleistungen erbracht, Waren be-
schafft und/ oder Gegenstände zur Nutzung überlassen werden. 
Die Stiftung kann von den vorstehend genannten Unternehmen 
im Rahmen des planmäßigen Zusammenwirkens auch für die 
Stiftung betriebsnotwendige Dienstleistungen (insb. Verwal-
tungsleistungen) empfangen und Waren beziehen oder überlas-
sene Gegenstände nutzen. 

4. Der Zweck der Stiftung kann auch im Ausland erfüllt werden. 

5. Die Stiftung kann in angemessener Form auf ihre Tätigkeiten in 
der Öffentlichkeit hinweisen. 

6. Die Stiftung ist unter Beachtung der Vorschriften der Abgaben-
ordnung für steuerbegünstigte Körperschaften zu allen Geschäf-
ten und Maßnahmen berechtigt, die der Erreichung oder Förde-
rung des Stiftungszwecks dienen. Auch darf sie Gesellschaften 
und Einrichtungen gründen, übernehmen oder sich an bereits 
bestehenden Gesellschaften beteiligen. Auch kann die Stiftung 
rechtlich unselbstständige Stiftungen oder Stiftungsfonds treu-
händerisch verwalten, die vergleichbaren steuerbegünstigten 
Zwecken dienen. Dabei sind die stiftungsaufsichtlichen Geneh-
migungsvorbehalte zu beachten.  



§ 3  
Gemeinnützigkeit 

1. Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2. Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen 
Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder der Organe erhalten 
keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder 
auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. 
Dies gilt auch im Falle ihres Ausscheidens oder der Auflösung 
der Stiftung. 

3. Niemand darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung be-
günstigt werden. Soweit Personen ehrenamtlich für die Stiftung 
tätig sind, haben sie nur Anspruch auf Ersatz ihrer Baraufwen-
dungen. 

4. Die Stiftung ist Mitglied des als Werk der Kirche und als Spitzen-
verband der Freien Wohlfahrtspflege anerkannten „Diakoni-
sches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. – Diakonie RWL“ 
und dadurch zugleich dem Bundesspitzenverband „Diakonie 
Deutschland - Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung 
e. V. (EWDE)“ angeschlossen. Bei der Durchführung der Aufga-
ben der Stiftung sind die Pflichten der Mitglieder des Diakoni-
schen Werks Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. – Diakonie RWL zu 
beachten.



§ 4  
Stiftungsvermögen 

1. Das Stiftungsvermögen ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft. 
Die Stiftung hat Grundstockvermögen und sonstiges Vermögen. 
Grundstockvermögen ist das zum Zeitpunkt der Gründung der 
Stiftung zum Grundstockvermögen bestimmte Stiftungsvermö-
gen sowie weiteres etwa durch Zustiftungen ausdrücklich zum 
Grundstockvermögen bestimmtes Vermögen. Zuwendungen kön-
nen dem sonstigen Vermögen zugeführt werden, wenn der Zu-
wendende die Zuführung zum Grundstockvermögen nicht be-
stimmt und angeordnet hat, dass die Zuwendungen nicht zeit-
nah im Sinne der Steuergesetze zu verwenden sind.  

2. Dem Grundstockvermögen wachsen die Zuwendungen Dritter, 
die dazu bestimmt sind, als Zustiftungen zu.  

3. Das Grundstockvermögen der Stiftung ist grundsätzlich in sei-
nem Wert ungeschmälert zu erhalten. 

§ 5  
Erträge 

Die Stiftung kann durch geeignete Fundraisingmaßnahmen Vermö-
gen, Spenden und andere Fördermittel einwerben. Erträge des Stif-
tungsvermögens und die dem Vermögen nicht zuwachsenden Zu-
wendungen sind zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu verwenden. 

§ 6  
Rechtsstellung der Begünstigten 

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung 
ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung nicht zu.  



§ 7  
Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 8  
Organe der Stiftung 

1. Organe sind der Stiftungsrat und der Vorstand.  

2. Die Organmitglieder und Mitarbeitenden sollen grundsätzlich ei-
nem evangelischen Bekenntnis angehören.  

3. Die Mitglieder der Organe scheiden spätestens mit Vollendung 
des 75. Lebensjahres aus; die Altersgrenze gilt nicht für die 
Vertrauensschwester der Kaiserswerther Schwesternschaft.  

4. Ein Mitglied eines Organs kann nicht zugleich Mitglied des ande-
ren Organs sein. 

5. Die Mitglieder der Organe sind verpflichtet, über Angelegenhei-
ten, die ihrem Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrück-
lich bezeichnet worden sind, dauernd, auch nach Ausscheiden 
aus dem Amt, Verschwiegenheit zu bewahren. 

6. Die Mitglieder der Organe haben bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsführers anzuwen-
den. Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Mitglied 
des Organs bei der Ausübung seiner Organpflichten unter Be-
achtung der gesetzlichen und satzungsgemäßen Vorgaben ver-
nünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemes-
sener Informationen zum Wohle der Stiftung zu handeln. 

7. Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind ehrenamtlich für die 
Stiftung tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz der ihnen tatsäch-
lich entstandenen Auslagen in angemessener Höhe.  



§ 9  
Stiftungsrat 

1. Der Stiftungsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. 
 

2. Der Stiftungsrat wird durch das Kuratorium der Kaiserswerther 
Diakonie gewählt. Die Kuratoriumsmitglieder der Kaisers-
werther Diakonie sollen im Stiftungsrat die Mehrheit der  
Stimmen haben. 

3. Der/Die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende 
des Stiftungsrates werden durch das Kuratorium der Kaisers-
werther Diakonie bestellt. 

4. Die Amtsdauer der Stiftungsratsmitglieder beträgt fünf Jahre. 
Wiederwahl (auch mehrfache) ist möglich. Scheidet ein Mit-
glied vor Ablauf seiner Amtszeit aus und erfolgt für das ausge-
schiedene Mitglied eine Nachwahl unter Berücksichtigung der 
Regelungen in Ziffer 2, so beginnt für das neu gewählte Mit-
glied eine neue Amtsperiode. 

5. Sinkt durch das Ausscheiden eines Mitglieds die Anzahl der Stif-
tungsratsmitglieder unter drei, wählt das Kuratorium der Kai-
serswerther Diakonie unter Berücksichtigung der Regelungen in 
Ziffer 2 unverzüglich eine/n Nachfolger/in für eine neue Amts-
dauer. Erfolgt binnen drei Monaten seit dem Ausscheiden des 
Mitglieds keine Nachwahl, ergänzt sich der amtierende Stif-
tungsrat im Wege der Zuwahl.  



§ 10  
Aufgaben des Stiftungsrates 

Der Stiftungsrat berät und überwacht den Vorstand, greift aber 
nicht unmittelbar in die Führung der laufenden Geschäfte ein. 

2. Der Stiftungsrat hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Genehmigung des vom Vorstand jährlich aufzustellenden 
Wirtschaftsplanes, 

b) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes, 

c) Feststellung der vom Vorstand vorzulegenden Jahresrechnung 
und Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes, 

d) Genehmigung von Beschlüssen des Vorstandes über  

Satzungsänderungen und die Auflösung der Stiftung, 

e) Erlass einer Geschäftsordnung des Vorstandes, in der u. a. 
die Geschäfte bestimmt werden, die der Zustimmung des 
Stiftungsrates bedürfen. 

3. Jedes Vorstandsmitglied kann durch Beschluss des Stiftungsra-
tes partiell für Rechtsgeschäfte mit anderen gemeinnützigen 
Organisationen oder für ein einzelnes konkretes Rechtsgeschäft 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 

4. Der Stiftungsrat kann für die Erledigung der laufenden Ge-
schäfte eine/n Geschäftsführer/Geschäftsführerin einsetzen. 

5. Der Stiftungsrat kann für die Unterstützung des Vorstandes bei 
der Spendergewinnung und Definition von Förderprojekten ei-
nen Beirat berufen.



§ 11  
Zusammentreten des Stiftungsrates 

Der Stiftungsrat wird bei Bedarf, mindestens jedoch einmal 
jährlich von seinem/seiner Vorsitzenden - im Verhinderungsfall 
von der Stellvertretung - einberufen. Die Einladung erfolgt in 
Textform unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von 
zwei Wochen. Der/Die Vorsitzende leitet die Sitzungen des Stif-
tungsrates („Sitzungsleiter/in“). 

2. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder, darunter der/die Vorsitzende oder die Stellver-
tretung, anwesend sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit 
der Stimmen der Anwesenden. Bei Stimmgleichheit entscheidet 
die Stimme des/der Sitzungsleiters/Sitzungsleiterin. 

3. Stiftungsratssitzungen können auch in digitaler Form (z.B. als 
Video- oder Webkonferenz oder als Hybridsitzung) durchgeführt 
werden. Ein solches Verfahren ist nicht zulässig, wenn sich min-
destens ein Stiftungsratsmitglied dagegen ausspricht. Für die 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung gelten die vor- und 
nachstehenden Regelungen sinngemäß. Die gefassten Be-
schlüsse sind in geeigneter Form zu protokollieren und in der 
nächsten Präsenzsitzung nochmals bekannt zu geben und in die 
Niederschrift dieser Sitzung aufzunehmen. 

  Beschlüsse nach § 10 Ziffer 2 lit. d) können nicht auf elektroni-
schem Wege oder in einer Hybridsitzung gefasst werden.  

4. Der/Die Vorsitzende kann in Ausnahmefällen auch außerhalb 
von Versammlungen schriftlich oder in Textform (insbesondere 
per E-Mail) Abstimmungen bei Beschlüssen, bei denen die einfa-
che Mehrheit der anwesenden Mitglieder ausreicht, durchführen 
(„Umlaufverfahren“), wenn kein Mitglied des Stiftungsrates die-
sem Verfahren unverzüglich widerspricht. In diesem Fall ent-
scheidet der Stiftungsrat mit der einfachen Mehrheit seiner Mit-
glieder. Das Ergebnis der Beschlussfassung im Umlaufverfahren 



ist den Mitgliedern des Stiftungsrates unverzüglich zur Kenntnis 
zu geben und in die Niederschrift der nächsten Sitzung aufzu-
nehmen. 

  Beschlüsse nach § 10 Ziffer 2 lit. d) können nicht im Umlaufver-
fahren gefasst werden.  

5. Über die Beschlüsse des Stiftungsrates sind Niederschriften an-
zufertigen, die vom/von der Vorsitzenden, im Verhinderungsfall 
von der Stellvertretung, und einem weiteren Stiftungsratsmit-
glied zu unterzeichnen sind. 

§ 12  
Der Vorstand 

Dem Vorstand gehören die Mitglieder des Vorstandes der Kaisers-
werther Diakonie an. Der/Die Sprecher/in des Vorstandes der Kai-
serswerther Diakonie ist gleichzeitig Sprecher/in des Vorstandes der 
Stiftung. 

§ 13  
Stellung und Aufgaben des Vorstandes 

1. Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergericht-
lich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Jeweils 
zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberech-
tigt, es sei denn, einem oder mehreren Vorstandsmitgliedern 
wird durch Beschluss des Stiftungsrates Einzelvertretungsmacht 
erteilt. Änderungen hinsichtlich der Vertretungsmacht sind der 
Stiftungsbehörde mitzuteilen. 

2. Der Vorstand führt die Geschäfte der Stiftung und verwaltet das 
Stiftungsvermögen nach Maßgabe der Gesetze, dieser Satzung 
und der Beschlüsse des Stiftungsrates. Dabei hat er den Stifter-
willen so wirksam wie möglich zu erfüllen.  



3. Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Beschaffung und gewissenhafte und sparsame Verwaltung 
des Stiftungsvermögens, 

b) Beschlussfassung über die Verwendung der Erträge des Stif-
tungsvermögens, 

c) Vorlage des jährlich aufzustellenden Wirtschaftsplanes an 
den Stiftungsrat, 

d) Vorlage des Jahresberichtes und der Jahresrechnung an den  

Stiftungsrat, 

e) Aufsicht über die Geschäftsführung. 

§ 14  
Zusammentreten des Vorstandes 

1. Der Vorstand wird nach Bedarf, mindestens viermal jährlich, 
von seinem/seiner Sprecher/in, im Verhinderungsfall von einem 
anderen Mitglied des Vorstandes, einberufen. Die Einladung er-
folgt in Textform unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer 
Frist von zwei Wochen. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend 
sind. Sofern der Vorstand nicht beschlussfähig ist, ist mit einer 
Frist von zwei Wochen unverzüglich eine neue Sitzung einzube-
rufen. Diese Sitzung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der ver-
tretenen Vorstandsmitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der 
Einladung ausdrücklich hinzuweisen. 

3. Der Vorstand kann seine Sitzungen auch auf elektronischem 
Wege (z. B. als Videokonferenz oder als Hybridsitzung) durch-
führen, sofern kein Mitglied des Vorstandes dieser Art der Sit-
zungsdurchführung binnen einer Frist von drei Tagen nach  



Versand der Einladung widerspricht. Für die Einberufung, Be-
schlussfähigkeit und Beschlussfassung sowie die Niederschrift 
gelten die vor- und nachstehenden Ziffern. 

4. Einzelne Beschlüsse des Vorstandes können auf Anfrage des/der 
Sprechers/Sprecherin – im Verhinderungsfall auf Anfrage eines 
anderen Vorstandsmitglieds – auch schriftlich oder in Textform 
gefasst werden („Umlaufverfahren”), sofern alle Vorstandsmit-
glieder mit diesem Verfahren einverstanden sind. Das Ergebnis 
der Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist allen Vorstands-
mitgliedern unverzüglich zur Kenntnis zu geben und in die Nie-
derschrift der nächsten Sitzung aufzunehmen. 

5. Über die Beschlüsse des Vorstandes sind Niederschriften zu fer-
tigen, die vom/von der Sprecher/in des Vorstandes oder einem 
anderen Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen sind. 

§ 15  
Geschäftsführer/Geschäftsführerin 

Der Stiftungsrat kann eine/n Geschäftsführer/in bestellen. Der Ge-
schäftsführer/Die Geschäftsführerin führt die laufenden Geschäfte 
der Stiftung nach den vom Stiftungsrat und vom Vorstand festgeleg-
ten Richtlinien. Er/Sie ist dem Vorstand verantwortlich und an seine 
Weisungen gebunden. 

§ 16  
Beirat 

1. Zur Unterstützung des Vorstandes bei der Definition von Förder-
projekten kann der Stiftungsrat einen Beirat berufen. 

2. Der Beirat besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. 

3. Die Mitglieder des Beirates werden für die Dauer von zwei Jah-
ren berufen. Wiederwahl ist zulässig. 



4. Der/Die Vorsitzende des Beirates und seine/ihre Stellvertretung wer-
den vom Stiftungsrat bestimmt. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. 

5. Der Beirat hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Beratung über und Empfehlung von Förderprojekten für den 
Vorstand 

b) Information über Spendenergebnisse, 

c) Beratung über geeignete Werbemaßnahmen zur Gewinnung 
von Spendern und deren aktive Unterstützung. 

§ 17  
Ausschüsse 

Zu ihrer Beratung können der Stiftungsrat und der Vorstand Aus-
schüsse berufen. 

§ 18  
Satzungsänderungen, Auflösung der Stiftung 

1. Beschlüsse über Satzungsänderungen und der Beschluss über die 
Auflösung der Stiftung bedürfen der Zustimmung des Kuratori-
ums der Kaiserswerther Diakonie. 

2. Satzungsänderungen sowie die Auflösung der Stiftung bedürfen 
der Genehmigung der Evangelischen Kirche im Rheinland sowie 
der staatlichen Stiftungsbehörde. 

3. Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung 
der Stiftung sind dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Für 
Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist 
die Einwilligung des Finanzamtes einzuholen.  



4. Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung, die Zustän-
digkeit ihrer Organe oder die Bestimmungen über die Zuord-
nung zur Kirche verändern, sowie Beschlüsse über die Auflösung 
der Stiftung bedürfen der Zustimmung des „Diakonischen Werks 
Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. – Diakonie RWL“. 

5. Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das Stiftungsvermögen an die 
Kaiserswerther Diakonie. Das übernommene Stiftungsvermögen 
ist ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige, mildtä-
tige oder kirchliche Zwecke zu verwenden, wie sie in § 2 dieser 
Satzung festgelegt sind. 

§ 19  
Stiftungsbehörde 

Kirchliche Stiftungsbehörde ist das Landeskirchenamt Düsseldorf, 
staatliche Stiftungsbehörde ist die Bezirksregierung Düsseldorf. Die 
gesetzlichen und behördlichen Genehmigungs- und Zustimmungsbe-
fugnisse sind zu beachten.  

Sebastian Gunst Jonas Marquardt Dr. Holger Stiller 

(Stifter)  
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